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Die Verklagte und ihr Ehemann waren seit 1963 bzw. 1975 
Mitglied der Klägerin — einer LPG (T). Auf Grund einer Ver­
einbarung vom 27. September 1978 erhielten die Eheleute für 
den Bau eines Eigenheimes von der Klägerin einen finanziellen 
Zuschuß in Höhe von 10 000 M. Sie erklärten sich in dieser 
Vereinbarung bereit, noch 15 Jahre ununterbrochen in der 
Genossenschaft tätig zu sein. Ferner wurde festgelegt: „Schei­
den die Eheleute aus gesellschaftlich gerechtfertigten Gründen 
vor Ablauf der vereinbarten Frist von 15 Jahren aus der Ge­
nossenschaft aus, erfolgt keine Rückzahlung des Zuschusses. 
Erfolgt -hingegen das vorzeitige Ausscheiden aus anderen 
Gründen, ist der Zuschuß von den Eheleuten in voller Höhe ~ 
zurückzuzahlen. “

Die Verklagte ist im Einvernehmen mit dem Vorstand der 
Klägerin zum 1. Januar 1982 aus der Genossenschaft ausge­
schieden. Ihr Ehemann ist nach wie vor Mitglied der Genos­
senschaft.

Nunmehr fordert die Klägerin, daß die Verklagte den ihr 
für den Eigenheimbau gewährten Zuschuß in Höhe von 5 000 M 
zurückzahlt. Sie vertritt die Auffassung, daß der Zuschuß von 
10 000 M den Eheleuten anteilig in Höhe von je 5 000 M ge­
währt worden sei. Da die Verklagte durch ihr unbegründe­
tes Ausscheiden aus der Genossenschaft gegen die Vereinba­
rung vom 27. September 1978 verstoßen habe, sei der Rück­
zahlungsanspruch begründet.

Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat dar­
auf hingewiesen, daß die Klägerin nur dann den gewährten 
Zuschuß in voller Höhe zurückfordern könne, wenn auch ihr 
Ehemann vor Ablauf der 15 Jahre die Tätigkeit in der Genos­
senschaft beenden würde.

Das Kreisgericht hat dem Antrag der Klägerin entsprochen.
Die gegen diese Entscheidung gerichtete Berufung der Ver­

klagten hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Zutreffend hat das Kreisgericht darauf hingewiesen, daß zum 
Zeitpunkt des Abschlusses der Vereinbarung vom 27. Septem­
ber 1978 der Beschluß zur Förderung von Initiativen für den 
genossenschaftlichen und privaten Wohnungsbäu auf dem 
Lande vom 17. Juni 1976 (GBl. I Nr. 22 S. 307) zu beachten war. 
Gemäß Ziff. 8 dieses Beschlusses konnten u. a. landwirtschaft­
liche Produktionsgenossenschaften ihre Mitglieder, die bereit 
waren, mindestens 15 Jahre ununterbrochen in der Genossen­
schaft tätig zu sein, zur Finanzierung des Baus eines Eigen­
heims besonders unterstützen, indem sie ihnen einen Zuschuß 
in Höhe von 10 000 M für die Tilgung des staatlichen Kredits 
für den Eigenheimbau gewährten. Dieser Beschluß sowie die 
АО über die Finanzierung des genossenschaftlichen und pri­
vaten Wohnungsbaues auf dem Lande und über Maßnahmen 
zur Vereinfachung der Vorbereitung und Durchführung des 
Eigenheimbaues einschließlich des Genehmigungsverfahrens 
vom 31. August 1976 (GBl. I Nr. 36 S. 430), deren §4 eine in­
haltlich gleichlautende Regelung enthält, wurden inzwischen 
durch die EigenheimVO vom 31. August 1978 (GBl. I Nr. 40 
S. 425) aufgehoben.

Im Rahmen dieses Rechtsstreits dürfen nunmehr die Orien­
tierungen der genannten EigenheimVO und der (1.) DB dazu 
vom 31. August 1978 (GBl. I Nr. 40 S. 428) nicht unberücksich­
tigt bleiben. Gemäß § 11 der (1.) DB zur EigenheimVO können 
Genossenschaften und Betriebe unter denselben Vorausset­
zungen, wie das in dem Beschluß vom 17. Juni 1976 und der 
АО vom 31. August 1976 geregelt war, Genossenschaftsbauern 
und anderen Werktätigen einen Zuschuß von 10 000 M zur 
Finanzierung der Aufwendungen für den Neubau des Eigen­
heims gewähren.

Bei der Prüfung und Entscheidung darüber, ob der Kläge­
rin ein Rückzahlungsanspruch in Höhe von 5 000 M gegenüber 
der Verklagten zusteht, muß neben den in der Vereinbarung 
vom 27. September 1978 getroffenen Regelungen auch § 11 der 
(1.) DB zur EigenheimVO beachtet werden. In den angeführ­
ten Rechtsvorschriften aus den Jahren 1976 und 1978 wird da­
von ausgegangen, daß der Zuschuß im Zusammenhang mit 
dem Eigenheimbau für den Genossenschaftsbauern oder ande­
ren Werktätigen 10 000 M beträgt. Es liegt somit kein recht­
licher Grund vor, den festgelegten Zuschuß zu teilen, wenn 
— wie das hier der Fall ist — beide Eheleute beim Abschluß 
einer solchen Vereinbarung Mitglied der Genossenschaft wa­
ren. Daß eine solche Teilung erfolgt ist bzw. seinerzeit gewollt 
war, kann aus der Vereinbarung nicht entnommen werden. 
Falls damals nur die Verklagte oder nur ihr Ehemann Mit­

glied der Genossenschaft gewesen wären, hätte der Zu­
schuß ebenfalls 10 Ö00 M betragen. Bereits aus diesen Erwä­
gungen heraus wäre es unbillig, wenn die Verklagte nach 
dem Ausscheiden aus der Genossenschaft — aus welchen Grün­
den auch immer — 5 000 M des gewährten Zuschusses zurück­
zahlen müßte.

Hinzu kommt, daß die Vereinbarung vom 27. September 
1978 nur eine Regelung hinsichtlich des Ausscheidens der Ehe­
leute enthält. Dieser Punkt der Vereinbarung kann nach Auf­
fassung des Senats nur so ausgelegt werden, daß die Klägerin 
nur dann einen Anspruch auf Rückzahlung des Zuschusses 
hat, wenn b e i d e  E h e l e u t e  das Mitgliedschaftsverhältnis 
vorzeitig beenden, ohne dafür gesellschaftlich gerechtfertigte 
Gründe zu haben.

Der Senat vermag daher unter Berücksichtigung der ge­
setzlichen Regelungen und der darauf beruhenden Vereinba­
rung vom 27. September 1978 der Rechtsauffassung der Kläge­
rin und des Kreisgerichts nicht zu folgen.

§§ 18 Abs. 3, 21 Abs. 1 SchKO; §§ 8 Abs. 1, 10 Abs. 1 Ziff. 5 
ZPO.
1. Allein die Schiedskommission hat darüber zu entscheiden, 
ob sie zu dem Antrag eines Bürgers, eine zivilrechtliche Strei­
tigkeit zu klären, eine Beratung durchführt oder die Be­
handlung der Sache ablehnt, weil der Sachverhalt nicht ein­
fach, nicht zu klären oder rechtlich schwierig zu beurteilen 
ist.
2. Die Schiedskommission kann nicht durch Beschluß Antrag­
steller und Antragsgegner beauflagen, eine vertragliche Ver­
einbarung über den Streitgegenstand (hier: Regelung eines 
strittigen Überfahrtrechts an einem Grundstück) abzuschlie­
ßen.
3. Wird bei einer zivilrechtlichen Streitigkeit Einspruch gegen 
eine Entscheidung der Schiedskommission eingelegt, dann ge­
staltet sich.das weitere Verfahren wie nach einer Klageer­
hebung i. S. der ZPO. Das Kreisgericht hat deshalb über die 
den Rechtskonflikt betreffenden Anträge der Prozeßparteien 
zu verhandeln und zu entscheiden.
4. Ist für einen Antrag der Gerichtsweg gegeben, dann darf 
das Gericht den vor einer Schiedskommission gestellten An­
trag nicht deshalb als unzulässig abweisen, weil die Sache 
tatsächlich und rechtlich nicht einfach sei.
BG Erfurt, Urteil vom 12. Juli 1984 — BZB 72/84.

Die Prozeßparteien streiten darüber, ob die Verklagte das 
Grundstück der Kläger zum Übergehen und Überfahren mit­
benutzen kann. Die Verklagte hat Ende 1983 einen entspre­
chenden Antrag bei der Schiedskommission gestellt.

Da sich in der Beratung vor der Schiedskommission die 
Antragstellerin und die Antragsgegner nicht einigen konnten, 
hat die Schiedskommission folgenden Beschluß gefaßt: „Nach­
dem eine Einigung in dieser Sache nicht erzielt werden 
konnte, werden die Eheleute H. unter Bezugnahme auf die 
§§316, 321 ZGB beauflagt, eine Vereinbarung mit Frau G. 
dahingehend zu treffen, daß dieser zur Versorgung des eige­
nen Wochenendhauses und Grundstücks die Durchfahrt auch 
mit Kraftfahrzeug über das Grundstück der Familie H. wie 
in den Vorjahren gestattet wird. Die Vereinbarung ist inner­
halb von 4 Wochen nach Zustellung des'Beschlusses abzu­
schließen.“

Gegen diesen Beschluß haben die Kläger Einspruch beim 
Kreisgericht eingelegt. Dieses hat den Beschluß der Schieds­
kommission aufgehoben und den Antrag der Verklagten an 
die Schiedskommission als unzulässig abgewiesen. Zur Be­
gründung hat es ausgeführt: Eine Entscheidung der Schieds­
kommission setze voraus, daß der Sachverhalt einfach, umfas­
send aufgeklärt und rechtlich nicht schwierig zu beurteilen sei. 
Bei dem vorliegenden Rechtsstreit handele es sich aber nicht 
um eine einfache zivilrechtliche Streitigkeit, so daß die Zu­
ständigkeit der Schiedskommission nicht gegeben gewesen 
sei.

Gegen diese Entscheidung hat die Verklagte Berufung ein­
gelegt und beantragt, das Urteil des Kreisgerichts aufzuheben 
und nach ihrem Antrag zu entscheiden. Hilfsweise hat sie be­
antragt, das Urteil aufzuheben und die Sache zur Verhand­
lung und Entscheidung an das Kreisgericht zurückzuweisen.

Die Berufung der Verklagten hatte Erfolg.


